
21

BasellandFreitag, 11. Juni 2021

Jetzt richtensichalleAugenaufsie
Jacqueline Bannwarth und Patrizia Krug zu Ersten Staatsanwältinnen im Jobsharing gewählt. Doch Zweifel bleiben.

Michael Nittnaus

57 Stimmen. So viele waren es
am Ende, die bei der Baselbieter
Staatsanwaltschaft eine neue
Ära einläuten. So viele Landrä-
tinnen und Landräte wählten
am Donnerstagmorgen Jacque-
line Bannwarth und Patrizia
Krug als Zweierteam zur neuen
Ersten Staatsanwältin des Kan-
tons. Sie folgen ab dem 1.Juli auf
Angela Weirich, welche die Stel-
le der Generalsekretärin der Si-
cherheitsdirektion antritt.

29 Stimmen. So viele Zettel
wurden bei der geheimen Wahl
im Basler Kongresszentrum leer
eingelegt. Das bedeutet auch,
dass nicht nur die 21 Parlamen-
tarier der SVP-Fraktion gegen
die bei diesem Posten schweiz-
weit einzigartige Einführung
eines Jobsharing-Modells – oder
Topsharing, wie der Modeaus-
druck heisst – stimmten. Bei der
hitzigen Debatte unterstützte
auch eine starke Minderheit der
FDP-Fraktion den von der SVP
gestellten Rückweisungsantrag.
Dieser erhielt ebenfalls 29 Ja-
Stimmen, bei 55 Nein-Stimmen
und 3 Enthaltungen. Von den
anderen Fraktionen bekannte
sich nur Rahel Bänziger (Grüne)
klar zur Rückweisung, doch ge-
wisse Landräte schwankten.

LautGesetzgibt esnureine
ErsteStaatsanwältin
Die Diskussion zuvor offenbarte
denn auch Schwachpunkte des
ganzen Vorgehens. Eines aber
vorweg: Niemand im Saal zwei-
feltedieQualifikationderbeiden
Co-Kandidatinnen an. Die bis-
her Leitende Staatsanwältin
Bannwarth und die bisher stell-
vertretende Leitende Staatsan-
wältin Krug seien als klar beste
aus einem mehrstufigen Aus-
wahlverfahren hervorgegangen.
LautSicherheitsdirektorinKath-
rin Schweizer hätten sie zudem
ein externes Assessment durch-

laufen,das sievorbehaltlosemp-
fohlen hätte. Schweizer betonte:
«Für den Regierungsrat war de-
ren Qualifikation entscheidend,
nicht das Topsharing-Modell.»

Doch genau das Modell war
es, an dem sich nun alle Kritiker
rieben. Daran konnte auch das
externe Rechtsgutachten der
Universität Basel nichts ändern,
das die Regierung in Auftrag ge-
geben hatte und das Jobsharing
auf dieser Stufe als rechtlich zu-
lässig beurteilte. «Das war ganz
klar ein Parteigutachten», kom-
mentierte Hanspeter Weibel
(SVP).FürdenRückweisungsan-
trag zentral war das kantonale
Einführungsgesetz zur Schwei-
zerischen Strafprozessordnung
(EG StPO). Dort steht: «Die
Staatsanwaltschaft wird von der

Ersten Staatsanwältin oder vom
Ersten Staatsanwalt geleitet.»
Für das Jobsharing-Modell gebe
es momentan schlicht keine
Rechtsgrundlage, so Weibel.

Funktioniertdieseswichtige
Amt imJobsharing?
Er befürchtet zudem, dass, soll-
te einer der beiden Personen ge-
kündigt werden müssen, die an-
dere auf Bestandesgarantie
pochen könnte. Dann müsste
der Kanton eine 50-Prozent-
Stelle ausschreiben. Und: «Ich
habe Angst, dass künftige Ent-
scheide der Co-Leitung ange-
fochten werden könnten, weil
eben die Rechtsgrundlage für
das Jobsharing fehlt.»

Für Rahel Bänziger, die sich
gegen den Grossteil ihrer Grü-

nen/EVP-Fraktion stellte, hätte
der Kanton es anders aufgleisen
müssen: «Bei der Erarbeitung
des EG StPO war es der klare
Wille des Landrats, dass die Ers-
te Staatsanwältin eine einzelne
Person sein soll. Korrekt wäre
also gewesen, erst eine Geset-
zesänderung anzustossen.»
FDP-Landrat und Jurist Marc
Schinzel äusserte allerdings
grundsätzliche Bedenken am
Jobsharing-Modell bei dieser
konkreten Stelle: «Die Staatsan-
waltschaft ist eine äusserst sen-
sible Behörde, die sehr schnell
Entscheide fällen muss und
stark von der Öffentlichkeit und
den Medien beobachtet wird.
Beim Jobsharing geht es dem
Kanton um Marketing. Ich kann
diesem Experiment nicht zu-

stimmen. Es geht um die Unab-
hängigkeit der Justiz.»

Bei der Mehrheit des Land-
rats überwog jedoch die Mei-
nung, dass sich Baselland nicht
vor Modellen verschliessen sol-
le, die in der Arbeitswelt immer
wichtiger würden. «Wir sind im
21. Jahrhundert, die Diskussion,
die wir nun führen, ist von vor-
gestern», sagte Mirjam Würth
(SP). Als eine der wenigen Frei-
sinnigen, die sich offen gegen
die Rückweisung aussprach, trat
Jacqueline Bader auf: «Die bei-
den Kandidatinnen stehen prak-
tisch vor unserer Türe und war-
ten auf ihre Wahl. Dass wir nicht
fähig waren, das Problem vorher
zu lösen, ist peinlich. Ich schäme
mich für uns. So etwas darf nie
mehr vorkommen.»

Kantonspersonal
bekommtU-Abo
baldmassivbilliger

Job-Ticket Um vom U-Abo-Ju-
gendtarif des Tarifverbunds
Nordwestschweiz (TNW) zu
profitieren, muss man kein Ju-
gendlicher sein. Schon seit län-
gerem bietet der TNW mit dem
«Job-Ticket» ein Abo zum sel-
ben Preis von 530 Franken pro
Jahr an. Dies im Gegensatz zum
Normaltarif von 800 Franken.
Gedacht ist es für Unternehmen
mit mehr als 100 Beschäftigten.
Für jeden Angestellten, der so
neu zum U-Abo greift, trägt der
TNW die Preisdifferenz. Nur für
jene, die bereits ein U-Abo besit-
zen, muss das Unternehmen die
Differenz übernehmen.

Und es wird rege genutzt.
Wie einem Vorstoss der SP-
Landrätin Désirée Jaun zu ent-
nehmen ist, bieten bereits 110
Firmen mit über 30000 Ange-
stelltendas Job-Ticketan,darun-
ter Gemeinden wie Muttenz,
Oberwil und Arlesheim. Jaun
fand, dass auch der Kanton Ba-
selland auf diesen Zug aufsprin-
gensollundforderte in ihrerMo-
tion, «das Angebot für die Mit-
arbeitenden der kantonalen
Verwaltung auf den schnellst-
möglichen Termin einzufüh-
ren». Die Regierung lehnte dies
ab und beantragte die Umwand-
lung in ein Postulat sowie, dass
dieses dann sofort als erledigt
abgeschrieben werden solle.

Etwas überraschend hielt
Jaun am Donnerstag aber an der
verbindlichen Motion fest – und
wurde dafür belohnt: 45 Ja- stan-
den am Ende 35 Nein-Stimmen
gegenüber, dies bei 2 Enthaltun-
gen. Die Regierung soll nun
noch allfällige offene Fragen
klären, kommt aber um eine
Einführung des Angebots nicht
mehr herum. Unklar ist etwa,
wie viel das Job-Ticket den Kan-
ton jährlich kosten wird, also wie
viele Angestellte bereits ein U-
Abo zum Vollpreis besitzen, von
welchem der Kanton dann je-
weils 270 Franken übernehmen
müsste. Offen ist auch, wann das
Job-Ticket eingeführt wird. (mn)

Brückenstreit:Kantongreiftein
Regierung muss sich für Provisorium Muttenz-Hardwald einsetzen.

SBB-Zoff Die Situation zwi-
schen den Schweizerischen
Bundesbahnen (SBB) und der
Gemeinde Muttenz ist «verka-
chelt», wie es an der Landrats-
sitzung gleich mehrere Politiker
ausdrückten. Die SBB wollen
zwar die baufällige Brücke an
der Grenzacherstrasse direkt bei
der FHNW durch einen Neubau
ersetzen. Doch während der
Bauzeit von 2022 bis 2026 ist
kein Provisorium vorgesehen.
Damit würde unter anderem der
Robinson-Spielplatz praktisch
abgeschnitten (bz berichtete).

An der Sitzung vor einer Wo-
che hatte Baudirektor Isaac Re-
ber noch betont, dass der Kan-
ton sich nicht einmischen kön-
ne, da die Grenzacherstrasse
zum kommunalen Strassennetz
gehöre. Ausserdem brauche
man einen parlamentarischen
Auftrag. Der Birsfelder CVP-
Landrat Simon Oberbeck nahm
Reber beim Wort. In einem

dringlichen Postulat forderte er,
dass sich die Regierung aktiv für
den Bau eines Provisoriums für
eine Fuss- und Veloverbindung
während der Bauzeit einsetzen
solle. Doch Oberbeck wollte
noch mehr: Der Kanton solle
prüfen, ob er die Strasse in das
kantonale Netz überführen kön-
ne. Und es solle ein sicherer Ve-
loweg initiiert werden, in Koor-
dination mit der geplanten Velo-
vorzugsroute im Hardwald.

Provisoriumnichtmehrnur
fürFuss-undVeloverkehr
Sicherheitsdirektorin Kathrin
Schweizer, die den abwesenden
Reber vertrat, betonte aller-
dings: «Wir können nur im Hin-
tergrund unterstützen, da wir
keine Verfahrenspartei sind.
Das Provisorium bauen müssen
Muttenz und die SBB.» Und ge-
nau das soll der Kanton nun tun.
Das Postulat wurde mit 67 Ja- zu
15 Nein-Stimmen bei 4 Enthal-

tungen überwiesen. Allerdings
hatteOberbeckaufDrängenvie-
ler den Inhalt zuvor abgespeckt
und ihn auf das Erstellen des
Provisoriums beschränkt.

DieneueFormulierungsorg-
te jedoch für Irritationen: Neu
geht es nicht mehr explizit um
ein Provisorium für eine Fuss-
und Veloverbindung. Es könnte
also sein, dass das Provisorium
am Ende auch Auto- und Last-
wagenverkehr zulässt. Hoffnun-
gen der Muttenzer und Birsfel-
der Landräte, dass der Kanton
am Ende die provisorische Brü-
cke sogar mitfinanzieren könn-
te, schob Finanzdirektor Anton
Lauber allerdings einen Riegel
vor: «Die Einmischung des
Landrates in die Gemeindeauto-
nomie ist schon speziell, wenn
auch gut gemeint. Dass der Kan-
ton aber das Ganze mitfinan-
ziert, das ginge klar zu weit.»

Michael Nittnaus

Solaranlagenauch imDorfkern
Rat heisst FDP-Motion für liberalere Bauvorschriften gut.

Die Bewilligung von Solaranla-
gen in Ortskernen soll gelockert
werden: Der Landrat hat eine
Motion von FDP-Präsidentin
Saskia Schenker mit 61 zu 24
Stimmen bei 3 Enthaltungen an
die Regierung überwiesen. In
derDebattewurdevonverschie-
dener Seite Ärger und Frust ab-
gelassen.Frustdarüber,dassdie
BewilligungspraxisderBau-und
Umweltschutzdirektion (BUD)
für Solaranlagen in Kern- und
Ortsbildschutzzonen zu restrik-
tiv sei. Wo doch der Landrat be-
reits 2007 einen Vorstoss des
heutigen BUD-Vorstehers Isaac
Reber (Grüne) für eine Liberali-
sierung überwiesen habe.

«Wir diskutieren seit über
zehnJahrenüberdasselbe», sag-
te Schenker. Klaus Kirchmayr
(Grüne) sah es als Armutszeug-
nis, dass überhaupt ein Vorstoss
nötig sei. Das Parlament habe
genau artikuliert, was es wolle;
in der Praxis sei etwas ande-
res herausgekommen. Susanne

Strub (SVP) forderte die Denk-
malpflegeauf,mitderZeit zuge-
henundüberdieKantonsgrenze
zu schauen. Dort sei es möglich,
an geschützten Gebäuden und
sogar an Kirchendächern Solar-
anlagen anzubringen.

Anders sah es Markus Dud-
ler (CVP/GLP). Zwar könne er
den Frust Schenkers verstehen,
dass zu wenig laufe. Man würde
die Forderung als abgeschwäch-
tes Postulat unterstützen. Nicht
aber als Motion. «Der Schutz
der Ortsbilder ist auch wichtig»,
sagte Dudler – und fand ausge-
rechnet in Regierungsrat Reber
einen Gesinnungsgenossen: Ein
neues Gesetz sei nicht nötig, um
den Anliegen Schenkers Rech-
nung zu tragen. Zudem gebe es
andere Wege, als auf jedem Ein-
familienhaus eine Fotovoltaik-
anlage zu errichten: «Mit gros-
senAnlagenaufGewerbebauten
kann man pro eingesetzten
Franken viel mehr Strom produ-
zieren», sagte Reber. (haj)

Teilen sich ab 1.Juli das 100-Prozent-Pensum der Ersten Staatsanwältin: Jacqueline Bannwarth (l.) und Patrizia Krug. Bild: zvg

Landrat in Kürze
KeineGratis-Tampons
ankantonalenSchulen

Hygieneartikel An den kantona-
len Schulen im Baselbiet müs-
sen Schülerinnen, die ihre Mo-
natsblutung bekommen, aber
keinen Tampon dabei haben,
weiter jemanden bitten, die
Schulapotheke zu öffnen. Ein
Postulat von Miriam Locher (SP)
scheiterte, das kostenlose Hygi-
eneartikel gefordert hatte, –
etwa über Spender auf den WCs.
Anders in Basel-Stadt: Derselbe
Vorstoss wurde im November an
die Regierung überwiesen. (mn)

SimonOberbeckwird
neuerCVP-Fraktionschef

Wechsel DerBirsfelderLandrat
Simon Oberbeck wird ab 1. Juli
dieCVP/GLP-Fraktion imLand-
rat leiten. Er folgt auf den All-
schwiler Felix Keller, der dieses
Amt seit Oktober 2010 innehat-
te. Zudem nominiert die CVP
Pascal Ryf zum 2. Vizepräsiden-
tendesLandrats.Läuftallesnach
Plan, wird der Oberwiler 2023/
2024 Landratspräsident. (bz)


